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Auf die Berufung der KlÃ¤gerin werden der Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Berlin vom 29. Januar 2018 sowie der Bescheid der Beklagten vom 8. April 2014 in
der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 4. Mai 2015 aufgehoben. Die Beklagte
wird verurteilt, die KlÃ¤gerin mit einem BlindenfÃ¼hrhund entsprechend der
Ã¤rztlichen Verordnung v. 13. Februar 2013 zu versorgen. Die Beklagte hat die
auÃ�ergerichtlichen Kosten der KlÃ¤gerin zu erstatten. Die Revision wird nicht
zugelassen.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten Ã¼ber die Versorgung der KlÃ¤gerin mit einem
BlindenfÃ¼hrhund.

Die bei der Beklagten versicherte 1954 geborene KlÃ¤gerin legte am 24. Februar
2014 eine von der AugenÃ¤rztin F-H am 13. Februar 2014 ausgestellte Verordnung
eines BlindenfÃ¼hrhunds vor. Die Beklagte teilte am 3. MÃ¤rz 2014 mit, dass sie
den Medizinischen Dienst der Krankenversicherung (MDK) beteiligen werde. Die
KlÃ¤gerin legte den Kostenvorschlag einer BlindenfÃ¼hrhundschule vor, wonach
fÃ¼r die Versorgung mit einem BlindenfÃ¼hrhund Kosten in HÃ¶he von 26.155,08
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EUR entstehen wÃ¼rden.

Der MDK forderte von den behandelnden Ã�rzten und KrankenhÃ¤usern sowie von
der Beklagten Unterlagen Ã¼ber die KlÃ¤gerin an und kam in seinem Gutachten
vom 7. April 2014 zu dem Ergebnis, dass die Voraussetzungen fÃ¼r eine
LeistungsgewÃ¤hrung nicht erfÃ¼llt seien. Die KlÃ¤gerin sei in der Vergangenheit
mit einem BlindenfÃ¼hrhund versorgt gewesen, der ihr aber wegen
AlkoholabhÃ¤ngigkeit und schlechter Tierhaltung wieder entzogen worden sei. Die
eingeholten Krankenhausentlassungsberichte aus den Jahren 2013 und 2014
wÃ¼rden die Alkoholkrankheit dokumentieren. Das manifeste Suchtleiden stehe
einer Tierhaltung ebenso entgegen wie das Vorliegen eines Wernicke
Encephalopathiebedingten hirnorganischem Psychosyndrom. Auch wÃ¼rde die
artgerechte Haltung eines BlindenfÃ¼hrhunds Ã¼ber die artgerechte Haltung eines
Hundes hinausgehen und mindestens 1 Â½ Stunden tÃ¤gliche FÃ¼hrarbeit
verlangen, der die multimorbide KlÃ¤gerin nicht gewachsen erscheine.

Durch Bescheid vom 8. April 2014 lehnte die Beklagte mit Hinweis auf das
Gutachten des MDK die Versorgung der KlÃ¤gerin mit einem BlindenfÃ¼hrhund ab.

Die KlÃ¤gerin legte Widerspruch ein. Der MDK habe sie nicht gesehen und nicht
befragt. Sie sei nicht alkoholkrank, leide auch nicht an einem hirnorganischen
Psychosyndrom und sei jeden Tag drei Stunden unterwegs. Sie verwies auf
Ã¤rztliche Unterlagen, wonach es keine eindeutigen Hinweise auf eine Wernicke
Encephalopathie gebe. Sie habe nie chronischen Alkoholmissbrauch betrieben. Auch
gebe es nicht den Befund einer Leberzirrhose.

Die Beklagte befragte erneut den MDK. Dieser befand in seinem Gutachten vom 1.
September 2014 nunmehr, dass unabhÃ¤ngig von anderen Fragen jedenfalls die
sozialmedizinischen Voraussetzungen der LeistungsgewÃ¤hrung nicht vorliegen
wÃ¼rden. Bei der mitgeteilten MobilitÃ¤t von mehreren Stunden pro Tag sei ein
BlindenfÃ¼hrhund nicht notwendig. Es sei auch nicht erkennbar, in welchen
Situationen der Langstock nicht ausreichend sein kÃ¶nnte. Auf Anfrage teile das
Bezirksamt Spandau von Berlin der Beklagten mit Schreiben vom 16. Januar 2015
mit, dass das an die KlÃ¤gerin gerichtete Verbot zum Halten und Betreuen von
Wirbeltieren nicht aufgehoben sei. Einer erneuten Tierhaltung kÃ¶nne aktuell nicht
zugestimmt werden.

Die Beklagte wies den Widerspruch durch Widerspruchsbescheid vom 4. Mai 2015
zurÃ¼ck. Der MDK habe in seinen Gutachten vom 7. April 2014 und 1. September
2014 die medizinische Notwendigkeit fÃ¼r die Versorgung mit einem Blindenhund
nicht bestÃ¤tigt. UnabhÃ¤ngig davon sei die Eignung des kÃ¼nftigen
FÃ¼hrhundhalters eine Grundvoraussetzung fÃ¼r die KostenÃ¼bernahme. Das
Bezirksamt Spandau von Berlin habe am 16. Januar 2015 erklÃ¤rt, einer erneuten
Tierhaltung nicht zustimmen zu kÃ¶nnen. Die KlÃ¤gerin solle ein auffrischendes
Orientierungs- und MobilitÃ¤ttraining mit dem Blindenstock besuchen, um
Unsicherheiten bei der AlltagsbewÃ¤ltigung zu vermindern.

Dagegen richtet sich die am 26. Mai 2015 bei dem Sozialgericht Berlin
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eingegangene Klage. Sie â�� die KlÃ¤gerin â�� kÃ¶nne sich nur innerhalb ihrer
Wohnung, ihres Gartens sowie der ihr bekannten Umgebung sicher mit dem
Langstock bewegen. Ein BlindenfÃ¼hrhund erleichtere die Umweltkontrolle und
kÃ¶nne auch vor Hindernissen wie herabhÃ¤ngenden Ã�sten, Bauschildern oder
parkenden LKW mit herabgelassener HebebÃ¼hne warnen. Sie â�� die KlÃ¤gerin
â�� legte ein Attest ihres behandelnden Arztes Dr. G vom 14. Oktober 2015 vor,
wonach sie sich seit 2014 gesundheitlich erholt habe. Die aktuellen Laborwerte
wÃ¼rden dafÃ¼r sprechen, dass seit Ende 2013 kein Alkoholabusus mehr betrieben
werde. Vorgelegt wurde weiter ein Bescheid vom 15. Juni 2016, mit dem das
Bezirksamt Spandau von Berlin der KlÃ¤gerin ab sofort wieder die Haltung und
Betreuung von Wirbeltieren gestattete.

Die Beklagte hat erneut den MDK befragt und ein weiteres Gutachten vom 4. MÃ¤rz
2016 vorgelegt, das nach Untersuchung der KlÃ¤gerin am 29. Februar 2016
erstattet worden ist. Schwere kognitive BeeintrÃ¤chtigungen wurden nicht
festgesellt, die Verneinung eines Alkoholabusus sei glaubhaft. Es sei aber trotz
erheblicher EinschrÃ¤nkungen noch eine RestsehfÃ¤higkeit vorhanden, welche sich
nachteilig auf den BlindenfÃ¼hrhund auswirken kÃ¶nne. Die KlÃ¤gerin sei auch
ohne Langstock in der Lage, sich sicher fortzubewegen, was sich in der
Untersuchungssituation gezeigt habe. Die zwingende Notwendigkeit eines
BlindenfÃ¼hrhunds zur Sicherung der MobilitÃ¤t im Nahbereich kÃ¶nne nicht
bestÃ¤tigt werden.

Das Sozialgericht hat die Klage durch Gerichtsbescheid vom 29. Januar 2018
abgewiesen. Die KlÃ¤gerin habe keinen Anspruch auf die Versorgung mit einem
Blindenhund. Nach der Rechtsprechung des BSG sei ein BlindenfÃ¼hrhund als ein
Hilfsmittel anzusehen, das unmittelbar auf den Ausgleich der Behinderung selbst
gerichtet sei. Ein BlindenfÃ¼hrhund ersetze die ausgefallene oder zumindest
erschwerte MÃ¶glichkeit der Umweltkontrolle. Bei der KlÃ¤gerin fehlten jedoch die
medizinischen Voraussetzungen fÃ¼r die Versorgung mit einem Blindenhund.
Dieser sei als Hilfsmittel weder erforderlich noch geeignet. Die KlÃ¤gerin verfÃ¼ge
noch Ã¼ber ein RestsehvermÃ¶gen, das gegen die Versorgung mit einem
Blindenhund spreche. Das ergebe sich aus den Feststellungen des MDK und den
eigenen Angaben der KlÃ¤gerin. Es lÃ¤gen ausreichend Anhaltspunkte dafÃ¼r vor,
dass die KlÃ¤gerin ihr RestsehvermÃ¶gen so einsetzen kÃ¶nne, um in der Lage zu
sein, sich ohne Blindenhilfsmittel fortzubewegen. Die Gutachterin des MDK habe
ausgefÃ¼hrt, dass die KlÃ¤gerin den Untersuchungsraum alleine betreten und eine
Sitzgelegenheit gefunden habe. Sie habe einzelne GegenstÃ¤nde erkennen
kÃ¶nnen. Auch habe die KlÃ¤gerin sich in dem fÃ¼r sie unbekannten GebÃ¤ude
ohne Unsicherheiten bewegt. Die KlÃ¤gerin habe nur angegeben, dass mit einem
Hund alles einfacher wÃ¤re, weil sie sich dann auf ein Lebewesen verlassen kÃ¶nne.
Ein BlindenfÃ¼hrhund sei auch keine geeignete Versorgung. In dem Gutachten des
MDK vom 7. MÃ¤rz 2016 werde Ã¼berzeugend ausgefÃ¼hrt, dass eine
Ã�bersteuerung des Blindenhundes durch den Sehbehinderten ausgeschlossen
werden mÃ¼sse, widrigenfalls der Blindenhund das Erlernte wieder verlerne. Ein
Blindenhund diene nur der Verbesserung der MobilitÃ¤t, nicht der Aufhellung des
Tagesablaufs des Behinderten oder als Anreiz fÃ¼r vermehrte kÃ¶rperliche
AktivitÃ¤t. Die artgerechte Haltung erfordere, dass als Minimum tÃ¤glich ca. 1 Â½
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Stunden echte FÃ¼hrhundarbeit geleistet werde. Der KlÃ¤gerin stehe mit einem
Blindenlangstock ein gleichwertiges, aber gÃ¼nstigeres Hilfsmittel zur VerfÃ¼gung.
Zwar weise der Blindenlangstock wesentliche Gebrauchsnachteile auf, es sei aber
auf die konkrete Versorgungsnotwendigkeit im Einzelfall abzustellen. Auch im
Bereich des unmittelbaren Behinderungsausgleichs setze der Anspruch auf eine
hÃ¶herwertige Versorgung deutliche Gebrauchsvorteile im Alltagsleben voraus.
Vorliegend sei die Versorgung mit einem Langstock ausreichend, um MobilitÃ¤t und
die ErschlieÃ�ung eines gewissen kÃ¶rperlichen und geistigen Freiraums zu
gewÃ¤hrleisten. Ein BlindenfÃ¼hrhund habe lediglich auÃ�erhalb des Nahbereichs
Vorteile. Die KlÃ¤gerin sei in der Lage, ihren nahen Bereich vollkommen
selbstÃ¤ndig zu erschlieÃ�en. Sie kÃ¶nne Ã¶ffentliche Verkehrsmittel benutzen,
EinkÃ¤ufe erledigen und sogar in das Ausland reisen. Auf ihren Wunsch, sich mit
einem BlindenfÃ¼hrhund sicherer zu fÃ¼hlen und weniger konzentriert sein zu
mÃ¼ssen, komme es nicht an.

Gegen den ihr am 2. Februar 2018 zugestellten Gerichtsbescheid richtet sich die am
20. Februar 2018 bei dem Landessozialgericht Berlin-Brandenburg eingegangene
Berufung der KlÃ¤gerin. Sie â�� die KlÃ¤gerin â�� verfÃ¼ge nur noch Ã¼ber ein
geringes RestsehvermÃ¶gen. Sie sei nicht in der Lage, sich ohne Blindenhilfsmittel
sicher fortzubewegen. Das Sozialgericht habe die Feststellungen der MDK-
Gutachterin Ã¼ber die FÃ¤higkeit, Aktenordner in Regalen und Bilder an den
WÃ¤nden zu erkennen, vÃ¶llig Ã¼berbewertet. Sie habe solche GegenstÃ¤nde
mehr vermutet und habe ganz nahe herantreten mÃ¼ssen, um irgendetwas zu
erkennen. Zudem habe sie noch Erinnerungen aus der frÃ¼heren Zeit, in der sie
sehend gewesen sei. Die Feststellungen stÃ¼nden auch im Widerspruch zu den
augenÃ¤rztlichen Befunden aus dem Jahr 2014. Die Gefahr einer Ã�bersteuerung
des Blindenhundes bestehe nicht, weil sie â�� die KlÃ¤gerin â�� schon einmal im
Besitz eines solchen Tieres gewesen sei und damit umzugehen wisse. Die
Versorgung mit einem Langstock sei nicht ausreichend. LÃ¤ngere SpaziergÃ¤nge
kÃ¶nne sie nur in Begleitung zurÃ¼cklegen, sie kÃ¶nne sich keinesfalls alleine 15
km bewegen. Sie sei in der Nacht vom 20. auf den 21. Juli 1986 im Alter von 32
Jahren erblindet. Deswegen kÃ¶nne sie noch auf abgespeicherte Bilder
zurÃ¼ckgreifen. Mit einem BlindenfÃ¼hrhund fÃ¼hle sie sich viel sicherer und
geschÃ¼tzter als mit einem Blindenlangstock, der zudem stigmatisiere. Soweit sie
in der Vergangenheit einen Elektrorollstuhl beantragt habe, sei dies eine
Trotzreaktion gewesen. Auch nach Spanien kÃ¶nne sie nur in Begleitung verreisen.
Ein BlindenfÃ¼hrhund wÃ¼rde ihr wesentlich mehr Sicherheit im Ã¶ffentlichen
Raum geben. Auch die vom Senat beauftragte Gutachterin halte die Versorgung mit
einem BlindenfÃ¼hrhund fÃ¼r sinnvoll.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Berlin vom 29. Januar 2018 sowie den
Bescheid der Beklagten vom 8. April 2014 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 4. Mai 2015 aufzuheben und die Beklagte zu
verurteilen, sie mit dem Ã¤rztlich verordneten BlindenfÃ¼hrhund zu versorgen.

Die Beklagte beantragt,
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die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts fÃ¼r zutreffend. MaÃ�gebend
fÃ¼r sie sei weiterhin die Stellungnahme des MDK vom 4. MÃ¤rz 2016. Es sei nicht
zweifelsfrei erwiesen, dass die KlÃ¤gerin die erforderliche Eignung zum Umgang mit
Hunden besitze und die damit verbundene Verantwortung tragen kÃ¶nne. Aus dem
von der Gutachterin angenommenen Nutzen eines Blindenhundes fÃ¼r die
KlÃ¤gerin ergebe sich kein leistungsrechtlicher Anspruch. Die KlÃ¤gerin kÃ¶nne
alternativ mit einem Laserlangstock und einem Hindernismelder versorgt werden.

Der Senat hat bei der behandelnden AugenÃ¤rztin Dr. F-H einen Befundbericht
eingeholt. AnschlieÃ�end hat er Frau Dr. T-T mit einem
SachverstÃ¤ndigengutachten beauftragt. Frau T-T fÃ¼hrt in ihrem Gutachten vom
21. Juli 2019 aus, dass die AusprÃ¤gung der bei der KlÃ¤gerin vorhandenen
Sehbehinderung die Versorgung mit einem BlindenfÃ¼hrhund sinnvoll erscheinen
lasse. Die KlÃ¤gerin nutze den Langstock aufgrund schlechter Erfahrungen nicht
mehr. Ein BlindenfÃ¼hrhund gebe ihr mehr Sicherheit bei der Fortbewegung und
erlaube ihr eine gefahrlose Orientierung. Eine geeignete BlindenfÃ¼hrhundschule
kÃ¶nne sicherstellen, dass ein Hund zu den BedÃ¼rfnissen der KlÃ¤gerin passe.
Ohne Hilfsmittel kÃ¶nne die KlÃ¤gerin sich nicht sicher im StraÃ�enverkehr
bewegen. Ein BlindenfÃ¼hrhund wÃ¼rde ihr ermÃ¶glichen, sich entspannter als mit
einem Langstock im StraÃ�enverkehr zu bewegen. Die KlÃ¤gerin sei zur Versorgung
eines Blindenhundes in der Lage. Entgegen der EinschÃ¤tzung des MDK ergebe sich
aus einem vorhandenen RestsehvermÃ¶gen auch nicht zwangslÃ¤ufig, dass dem
Hund seine FÃ¼hrarbeit abgenommen werde. Aus dem vorliegenden
GespannprÃ¼ferbericht aus dem Jahre 2004 wÃ¼rden sich solche bei der KlÃ¤gerin
vorhandenen Tendenzen nicht ergeben. Die artgerechte Haltung eines
BlindenfÃ¼hrhunds unterscheide sich nicht wesentlich von der eines anderen
Hundes.

FÃ¼r die weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf die
Gerichtsakte sowie die Verwaltungsakte der Beklagten verwiesen, die vorgelegen
haben und Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung gewesen sind.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige Berufung der KlÃ¤gerin hat Erfolg. Zu Unrecht hat das Sozialgericht
in dem Gerichtsbescheid vom 29. Januar 2018 den Anspruch der KlÃ¤gerin auf
Versorgung mit einem BlindenfÃ¼hrhund entsprechend der Ã¤rztlichen Verordnung
vom 13. Februar 2013 abgelehnt.

Der Senat lÃ¤sst ausdrÃ¼cklich dahingestellt, ob sich der Anspruch der KlÃ¤gerin
auf Versorgung mit einem Blindenhund bereits aus Â§ 13 Abs. 3a SGB V ergeben
kann. Nach dieser mit Wirkung vom 26. Februar 2013 eingefÃ¼hrten Vorschrift hat
die Krankenkasse Ã¼ber einen Antrag zÃ¼gig, spÃ¤testens bis zum Ablauf von drei
Wochen nach Antragseingang, oder in FÃ¤llen, in denen eine gutachterliche
Stellungnahme eingeholt wird, innerhalb von fÃ¼nf Wochen nach Antragseingang
zu entscheiden. Erfolgt das nicht und wird dem Leistungsberechtigten dafÃ¼r kein
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hinreichender Grund mitgeteilt, gilt die Leistung nach Ablauf der Frist als
genehmigt. Die Beklagte hat vorliegend Ã¼ber den Antrag auf Versorgung mit
einem Blindenhund, der bei ihr am 24. Februar 2014 durch die Vorlage der
Verordnung gestellt worden ist, erst mit Bescheid vom 8. April 2014 entschieden.
MaÃ�gebend war eine Frist von fÃ¼nf Wochen, weil die Beklagte die KlÃ¤gerin
durch Schreiben vom 3. MÃ¤rz 2014 darauf hingewiesen hatte, dass eine
ergÃ¤nzende Ã¤rztliche EinschÃ¤tzung erforderlich sei und die Akten deshalb an
den MDK versandt worden wÃ¤ren. Die am 25. Februar 2014 beginnende Frist von
fÃ¼nf Wochen endete aber bereits am 1. April 2014.

Nach Â§ 13 Abs. 3a Satz 9 SGB V gelten indessen fÃ¼r medizinische Leistungen zur
Rehabilitation die Â§Â§ 14 bis 24 SGB IX: Ob der Begriff der medizinischen
Leistungen zur Rehabilitation nur die in Â§ 40 SGB V ausdrÃ¼cklich als solche
bezeichneten Leistungen erfasst (so BSG v. 8. MÃ¤rz 2016 â�� B 1 KR 25/15 R â��
juris Rn 17), oder auch Hilfsmittel, die nicht zur Krankenbehandlung, sondern zum
Ausgleich einer Behinderung gewÃ¤hrt werden (so BSG v. 15. MÃ¤rz 2018 â�� B 3
KR 18/17 R â�� juris Rn 21-38) war in der hÃ¶chstrichterlichen Rechtsprechung
bisher nicht eindeutig entschieden. Nachdem nunmehr aber auch der 1. Senat des
BSG seine frÃ¼here Rechtsprechung aufgegeben hat, dass sich aus der
Genehmigungsfiktion ein eigener Anspruch auf die Sachleistung ergeben kann (BSG
v. 26. Mai 2020 â�� B 1 KR 9/18 R â�� zitiert nach dem vom BSG herausgegebenen
Terminbericht 19/20), steht grundsÃ¤tzlich in Frage, ob Â§ 13 Abs. 3a SGB V eine
eigenstÃ¤ndige Rechtsgrundlage fÃ¼r einen Sachleistungsanspruch sein kann. Im
guten Glauben an eine Genehmigung hat die KlÃ¤gerin keinen BlindenfÃ¼hrhund
angeschafft und sind ihr keine Kosten entstanden, so dass solche sich nach der
neueren Rechtsprechung des BSG aus Â§ 13 Abs. 3a SGB V noch ergebenden
AnsprÃ¼che hier schon aus tatsÃ¤chlichen GrÃ¼nden nicht gegeben sein kÃ¶nnen.

Die KlÃ¤gerin hat aber nach MaÃ�gabe des Â§ 33 SGB V Anspruch auf Versorgung
mit einem BlindenfÃ¼hrhund. GemÃ¤Ã� Â§ 33 Abs. 1 Satz 1 SGB V haben
Versicherte Anspruch auf Versorgung mit Hilfsmitteln, die im Einzelfall erforderlich
sind, um den Erfolg der Krankenbehandlung zu sichern, einer drohenden
Behinderung vorzubeugen oder eine Behinderung auszugleichen.

Bei der KlÃ¤gerin liegt eine Behinderung in der Form einer hochgradigen
Sehbehinderung vor. Das Vorliegen einer Sehbehinderung ergibt sich aus den
Befunden und Berichten ihrer AugenÃ¤rztin und steht zwischen den Beteiligten zu
Recht nicht im Streit. In Bezug auf die AusprÃ¤gung hat die behandelnde
AugenÃ¤rztin in ihrem Befundbericht vom 6. MÃ¤rz 2019 eine hochgradige
Sehbehinderung mitgeteilt. Dem ist die Beklagte nicht substantiiert entgegen
getreten. Das MDK-Gutachten vom 4. MÃ¤rz 2016 bestÃ¤tigt nur eine
"RestsehfÃ¤higkeit" der KlÃ¤gerin aufgrund einer Beobachtung ihres
Orientierungsverhaltens und ihrer eigenen Angabe, sich "komplett sicher" im
StraÃ�enverkehr bewegen zu kÃ¶nnen. Das Vorliegen einer hochgradigen
Sehbehinderung als solche stellt die Beklagte jedoch trotzdem nicht in Abrede.
Denn sie spricht sich fÃ¼r die Versorgung der KlÃ¤gerin mit einem
Blindenlangstock aus. Auch mit diesem Hilfsmittel sind nur Versicherte zu
versorgen, die blind oder hochgradig sehbehindert sind. Aus dem Vortrag der
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KlÃ¤gerin zu ihrem Bewegungsverhalten kann nicht auf eine bereits ohne
Blindenhilfsmittel erreichte ausreichende Sicherheit geschlossen werden, weil die
KlÃ¤gerin auf Nachfrage des Senats angegeben hat, dass sie sich nur in Begleitung
von Freunden und Bekannten hinreichend sicher bewegen kann. SchlieÃ�lich hat
auch die vom Senat beauftragte Gutachterin T-T unter Darlegung der vom
Spitzenverband Bund der Krankenkassen fÃ¼r die Versorgung mit einem
BlindenfÃ¼hrhund aufgestellten Kriterien ausgefÃ¼hrt, dass die AusprÃ¤gung der
bei der KlÃ¤gerin vorhandenen SehstÃ¶rung die Versorgung mit einem
BlindenfÃ¼hrhund sinnvoll erscheinen lasse.

Ein BlindenfÃ¼hrhund ist ein Hilfsmittel im Sinne des Â§ 33 Abs. 1 Satz 1 SGB V. Er
gehÃ¶rt zu dem im Hilfsmittelverzeichnis (Â§ 139 SGB V) in der Produktgruppe 7
(Blindenhilfsmittel) gelisteten Hilfsmitteln. BlindenfÃ¼hrhunde sind Sachen (Tiere),
deren Zweckbestimmung es ist, den Ausgleich einer Sehbehinderung zu
ermÃ¶glichen. Sie sind weder nach Â§ 34 Abs. 4 SGB V ausgeschlossen noch
GebrauchsgegenstÃ¤nde des tÃ¤glichen Lebens. Der Hilfe eines
BlindenfÃ¼hrhundes bedienen sich Ã¼blicherweise nur sehbehinderte Personen,
nicht auch nichtbehinderte Menschen in grÃ¶Ã�erer Zahl.

Der Umfang des von der gesetzlichen Krankenversicherung durch Hilfsmittel zu
gewÃ¤hrenden Behinderungsausgleichs bestimmt sich nach der stÃ¤ndigen
Rechtsprechung des BSG (Urt. v. 17. Dezember 2009 â�� B 3 KR 20/08 R) danach,
ob eine Leistung des unmittelbaren oder des mittelbaren Behinderungsausgleichs
beansprucht wird. Ein unmittelbarer Ausgleich der Behinderung wird bewirkt, wenn
das Hilfsmittel die ausgefallene KÃ¶rperfunktion ermÃ¶glicht oder ihren Verlust
weitgehend ausgleicht. Im Rahmen des unmittelbaren Behinderungsausgleichs
schuldet die gesetzliche Krankenversicherung einen mÃ¶glichst vollstÃ¤ndigen
Ausgleich der Behinderung im Sinne eines Gleichziehens des behinderten Menschen
mit den FÃ¤higkeiten eines gesunden Menschen. Die Grenze der
Leistungsverpflichtung wird erst erreicht, wenn weitere Gebrauchsvorteile zwar
noch mÃ¶glich sind, sie aber nicht mehr wesentlich erscheinen. Dagegen liegt ein
nur mittelbarer Behinderungsausgleich vor, wenn die ausgefallene KÃ¶rperfunktion
nicht weitgehend ersetzt werden kann, sondern lediglich die Folgen des Ausfalls
fÃ¼r den Betroffenen abgemildert werden. Insoweit ist die Krankenversicherung nur
leistungspflichtig, wenn Auswirkungen der Behinderung beseitigt werden, welche
GrundbedÃ¼rfnisse des tÃ¤glichen Lebens betreffen (vgl. zum Ganzen Pitz in:
jurisPK SGB V, 4. Aufl., Â§ 33 Rn 31-34).

Nach der Rechtsprechung des BSG (Urt. v. 25. Februar 1981 â�� 5a/5 RKn 35/78; v.
20. November 1996 â�� 3 RK 5/96) ist ein BlindenfÃ¼hrhund ein Hilfsmittel, das
dem unmittelbaren Behinderungsausgleich dient, da die ausgefallene
KÃ¶rperfunktion "Sehen" als solche weitgehend wiederhergestellt werden soll und
nicht nur die Kompensation der Folgen des Ausfalls fÃ¼r den Versicherten in Frage
steht. Die Grenze der Leistungspflicht der Beklagten wÃ¤re demnach erst erreicht,
wenn die Versorgung mit einem BlindenfÃ¼hrhund dem Versicherten keine
wesentlichen Vorteile mehr verschaffen wÃ¼rde.

Ein Versorgung der KlÃ¤gerin mit einem BlindenfÃ¼hrhund ist nicht deswegen
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ausgeschlossen, weil Hindernisse entgegenstehen wÃ¼rden, die in der Person der
KlÃ¤gerin begrÃ¼ndet sind. Der Senat hat keine Grundlage, die KlÃ¤gerin nicht als
geeignet zur Haltung eines BlindenfÃ¼hrhunds anzusehen. Das Bezirksamt
Spandau von Berlin hat das an die KlÃ¤gerin gerichtete frÃ¼here Verbot der
Haltung von Wirbeltieren mittlerweile aufgehoben. Es gibt auch keine
Anhaltspunkte dafÃ¼r, bei der KlÃ¤gerin eine fortbestehende Ungeeignetheit
wegen Alkoholkrankheit oder einer GehirnschÃ¤digung anzunehmen. Dagegen
spricht bereits das Gutachten des MDK vom 4. MÃ¤rz 2016, wo nach persÃ¶nlicher
Vorstellung der KlÃ¤gerin festgestellt wird, dass keine alltagsrelevanten
BeeintrÃ¤chtigungen zu verzeichnen waren und ein (weiterer) Alkoholmissbrauch
glaubhaft verneint wurde, was die vorliegenden Laborwerte bestÃ¤tigten. Soweit
die BevollmÃ¤chtigte der Beklagten in der mÃ¼ndlichen Verhandlung eingewandt
hat, dass gegen die KlÃ¤gerin mittlerweile Anzeige wegen einer Straftat erstattet
worden sei, ist das zu unbestimmt, um daraus eine Nichteignung der KlÃ¤gerin
anzuleiten. Allein das Vorliegen einer Strafanzeige sagt nichts Ã¼ber die
Berechtigung des Tatvorwurfs aus. Allerdings bleibt es der Beklagten unbenommen,
die Eignung der KlÃ¤gerin weiter zu beobachten. Der Anspruch auf Versorgung mit
einem BlindenfÃ¼hrhund fÃ¤nde sein Ende, wenn das Bezirksamt Spandau das an
die KlÃ¤gerin gerichtete Verbot der Tierhaltung erneuern wÃ¼rde. GegenwÃ¤rtig
hat der Senat aber keine Anhaltspunkte, von der EinschÃ¤tzung der von ihm
beauftragten Gutachterin T-T abzuweichen, dass die KlÃ¤gerin geeignet zum Halten
eines BlindenfÃ¼hrhunds ist.

Der Senat kann sich auch nicht der Auffassung des MDK in dem Gutachten vom 4.
MÃ¤rz 2016 anschlieÃ�en, dass ein BlindenfÃ¼hrhund keinen Nutzen fÃ¼r die
KlÃ¤gerin haben kÃ¶nne, weil sie ihn wegen ihres noch vorhandenen
RestsehvermÃ¶gens ohnehin Ã¼bersteuern und der Hund dadurch seine Aufgabe
und Funktion verlieren wÃ¼rde. Insoweit hÃ¤lt der Senat die AusfÃ¼hrungen der
SachverstÃ¤ndigen T- fÃ¼r nachvollziehbar, dass eine Ã�bersteuerung nicht
zwangslÃ¤ufig bei vorhandenem RestsehvermÃ¶gen eintritt, sondern von dem
jeweiligen Verhalten des Sehbehinderten abhÃ¤ngig ist. Wenn die KlÃ¤gerin
frÃ¼her in der Lage war, sich trotz vorhandenen RestsehvermÃ¶gens von einem
BlindenfÃ¼hrhund leiten zu lassen, wie durch ein GespannprÃ¼fungsprotokoll aus
dem Jahr 2004 belegt ist, kann das nicht fÃ¼r die Zukunft ausgeschlossen werden.

Der Anspruch auf Versorgung mit einem BlindenfÃ¼hrhund hÃ¤ngt damit davon ab,
ob dieser der KlÃ¤gerin wesentliche Gebrauchsvorteile im Vergleich zu der von der
Beklagten fÃ¼r ausreichend gehaltenen Versorgung mit einem Blindenlangstock
verschaffen wÃ¼rde. Das kann nicht bereits deswegen verneint werden, weil die
KlÃ¤gerin auch ohne BlindenfÃ¼hrhund in der Lage wÃ¤re, sich den rÃ¤umlichen
Nahbereich ihres Wohnumfelds zu erschlieÃ�en. Denn die ausreichende Abdeckung
ihrer GrundbedÃ¼rfnisse steht hier gerade nicht in Frage.

Zwar liegt ein anzuerkennender Zusatznutzen nicht darin, dass die KlÃ¤gerin durch
einen BlindenfÃ¼hrhund tierische Gesellschaft hÃ¤tte. Denn Zweck der Versorgung
mit einem BlindenfÃ¼hrhund ist der Ausgleich der Sehbehinderung, nicht der von
Einsamkeit. Es ist jedoch daran zu erinnern, dass ein Blindenhund von der
Rechtsprechung des BSG (a.a.O.) als unmittelbarer Behinderungsausgleich
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eingestuft wird, was bedeutet, das er die ausgefallene KÃ¶rperfunktion "Sehen"
weitgehend ersetzen kann. Schon das belegt, dass zwischen der Versorgung mit
einem Blindenlangstock und mit einem BlindenfÃ¼hrhund ein qualitativer
Unterschied besteht. In der bisherigen Rechtsprechung ist fÃ¼r die Ã�berlegenheit
gegenÃ¼ber der Versorgung mit einem Blindenlangstock darauf hingewiesen
worden, dass ein BlindenfÃ¼hrhund auch vor einer Kollision mit Hindernissen
schÃ¼tze, die sich oberhalb des Radius des Stockes befÃ¤nden. Zudem erÃ¶ffne er
die zusÃ¤tzliche MÃ¶glichkeit, vorausschauend auf Hindernisse zu reagieren und sie
zu umgehen. Auch gebe er dem Sehbehinderten durch die Ã�bernahme der
Gehrichtung und Steuerung die MÃ¶glichkeit, auch weitere Wege zurÃ¼ckzulegen
(LSG Rheinland-Pfalz v. 2. Oktober 2013 â�� L 5 KR 99/13; LSG Niedersachsen-
Bremen v. 21. November 2017 â�� L 16/1 KR 371/15). Speziell fÃ¼r die KlÃ¤gerin
fÃ¼hrt die Gutachterin T-T aus, dass ein BlindenfÃ¼hrhund der KlÃ¤gerin eine
entspanntere Fortbewegung ermÃ¶glichen und mehr UnabhÃ¤ngigkeit und
Orientierung zurÃ¼ckgeben wÃ¼rde. Demnach ist auch fÃ¼r die KlÃ¤gerin davon
auszugehen, dass sie einen erheblichen Zusatznutzen im Rahmen des
Behinderungsausgleichs durch Versorgung mit einem BlindenfÃ¼hrhund haben
wÃ¼rde.

Nach alledem waren der Gerichtsbescheid des Sozialgerichts vom 29. Januar 2018
sowie der Bescheid der Beklagten vom 8. April 2014 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 4. Mai 2015 aufzuheben und die Beklagte zur
Versorgung der KlÃ¤gerin mit einem BlindenfÃ¼hrhund entsprechend der
Ã¤rztlichen Verordnung vom 13. Februar 2014 zu verurteilen.

Die Kostenentscheidung ergeht nach Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision nach Â§ 160 Abs. 2 SGG sind nicht
ersichtlich.

Erstellt am: 23.06.2020

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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